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EinenMoment lang war es wie damals
PfarrerJürgen
Manderla ludzur
Goldkonfirmation in
dieAndreaskirche

VON ANGELIKA RHEINDORF

Bergisch Gladbach. Einen Moment
lang war es wie damals: die Kon-
firmanden standen im Halbkreis
vor demAltar, der Pfarrer legte die
Hand auf und sprach den Segen-
spruch. Ein besinnlicher Moment,
der jedem nur allein gehörte. Ganz
gleich, ob er nun die letzten 75, 70,
65, 60, oder 50 Jahre regelmäßig in
der Kirche war, oder auch nicht.
Damals hatte man im Konfir-

mandenunterricht zwar viel über
den Glauben gelernt, aber weder
Wissen noch Meinung über das
Göttliche so richtig verinnerlicht.

Jürgen Manderla vertiefte den Ge-
danken: „Ein Tag wie der heutige
ist ein guter Anlass, innezuhalten
und sich zu fragen:Was hält mich?
Wovon lebe ich? Was sind meine
Wurzeln?“ Inge Kemmler, die ihr
diamantenes Konfirmationsjubi-
läum feierte, erklärte ihre Empfin-
dung daraufhin so: „Der Vergleich

zu denWurzeln der Bäume hat mir
persönlich etwas gebracht.“
In diesem Jahr waren es zehn

Schildgener, die der Einladung zur
Jubiläumskonfirmation gefolgt
sind. Pfarrer Manderla hatte gut
recherchiert und konnte Einzelhei-
ten über jeden Konfirmanden ver-
raten, obwohl nicht jeder in

Schildgen konfirmiert wurde:
„Auf 75 Jahre, das nennt man
Kronjuwelenkonfirmation, dürfen
Waltraud Börnert und Hans Krie-
ger zurückblicken. Während des
Gottesdienstes war mit Flieger-
alarm zu rechnen, und auch an die-
sem Tag waren die Sorgen ange-
sichts der ungewissen Zukunft

nicht abzuschütteln. Vor 70 Jahren
wurden Ursula Weber in der Ba-
rockkirche in Leichlingen und
Klaus Elgeti in der schönen alten
St. Hippolytkirche in Blexen an
der Wesermündung konfirmiert.
Es herrschte wieder Frieden, aber
das Land lag noch in Trümmern,
war in Besatzungszonen aufge-
teilt. Dieter Leuchtenberg und sei-
ne Schwester erlebten die Konfir-
mation nahegelegen in Köln und
feierten in der kleinen elterlichen
Wohnung mit der Familie. Leider
ging schon am nächsten Tag das
schöne Konfirmationsgeschenk,
eine Armbanduhr, kaputt. Sie er-
lebten in der Andreaskirche ihre
eiserne Konfirmation.
Helga Bruhn ist diamantene Ju-

bilarin, sie wurde in Minden von
einem gewissen Pfarrer Lämmer-
hirt konfirmiert, eine Kollegin vor
50 Jahren in der Heilig-Geist-Kir-
che hier um die Ecke. Da war

schon ein bisschen Revolution zu
spüren, wenn man nach der Qual
der Prüfung zur Konfirmation
trotz striktem elterlichem und
herrlichem Verbot die Lippen mit
Penatencreme schminkte.“ Die
entfernteste Konfirmation hatte
1960 Ursula Gostau in Sao Paulo
erleben dürfen. Sie besitzt als ein-
ziges Dokument Dr. Martin Lu-
thers kleinen Katechismus mit
handschriftlichen Eintragungen.
Die Andreaskirche selbst feiert

mit vielen schönen Veranstaltun-
gen ihr 50. Jubiläumsjahr. Grund
genug, nach dem besonderen Got-
tesdienst imGemeindesaal bei Im-
biss und Getränken zu sitzen, und
zu plaudern. Helga Krämer-Lucas
gefiel das: „Es ist schön, dass man
sich so trifft und kennenlernt.“
Auch der Psalm 23war wiederTeil
des Geschehens: „Der Herr ist
mein Hirte“. Er ist einMuss bei je-
der Konfirmationsprüfung.

Konfirmationsjubilare mit Pfarrer Jürgen Manderla (2.v.r.) vor der Kirche. Foto:Angelika Rheindorf

Bekanntmachungen der Stadt Rösrath
Ordnungsbehördliche Verordnung über das Offenhalten von
Verkaufsstellen aus besonderem Anlass vom 17.07.2018 im

Ortsteil Hoffnungsthal für Sonntag, den 09.09.2018
Der Rat hat in seiner Sitzung am 02.07.2018 aufgrund des § 6 Abs. 1 und 4 des
Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz – LÖG
NRW) vom 16. November 2006 (GV. NRW S. 516) diese ordnungsbehördliche Ver-
ordnung erlassen:

§ 1
1. Verkaufsstellen im Ortsteil Hoffnungsthal dürfen am Sonntag, den 09.09.2018

in der Zeit von 13.00 Uhr – 18.00 Uhr geöffnet sein. Die räumliche Abgrenzung
ergibt sich aus dem als Anlage beigefügten Lageplan.

§ 2
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig im Rahmen des § 1

Verkaufsstellen außerhalb der dort zugelassenen Geschäftszeiten offen hält.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann nach § 12 des Gesetzes zur Regelung der Laden-

öffnungszeiten mit einer Geldbuße bis zu 5000 Euro geahndet werden.

§ 3
Diese Ordnungsbehördliche Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung
in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung
Vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung der Stadt Rösrath vom 17.07.2018
wird hiermit öffentlich verkündet.

Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung NRW
kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennut-
zungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend
gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und

dabei die verletzte Formvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Rösrath, den 17.07.2018

Stadt Rösrath
Der Bürgermeister
als örtliche Ordnungsbehörde

Marcus Mombauer
Bürgermeister

Diese Bekanntmachung (ggf. mit Anlagen) wird auch im Internet auf der Homepage
der Stadt Rösrath unter www.roesrath.de veröffentlicht.

Satzung
über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG

für straßenbauliche Maßnahmen am Abschnitt der Straße
An der Wallburg

von der Einmündung der Burgstraße (Verlängerung des westlichen Gehwegs)
bis zur Brücke über den Bachlauf An der Wallburg

(zwischen den Hausnummern An der Wallburg 22 und 22a)
einschließlich der unselbständigen Stichstraßen zu den Grundstücken

An der Wallburg 9 – 15 und An der Wallburg 25 – 31b
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NW. 1994 S. 666), zuletzt geän-
dert durch Artikel 15 des Zuständigkeitsbereinigungsgesetzes vom 23.01.2018 (GV.
NRW. S. 90), und des § 8 Kommunalabgabengesetz (KAG) vom 21.10.1969 (GV NW
S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Zuständigkeitsbereinigungsgesetzes
vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90), hat der Rat der Stadt Bergisch Gladbach in seiner
Sitzung am 10.07.2018 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Erhebung von Straßenbaubeiträgen

Als Ersatz des Aufwandes für die nochmalige Herstellung, die Erweiterung und die
Verbesserung des oben genannten Abschnitts der Straße An der Wallburg sowie als
Gegenleistung für die dadurch den Eigentümern und Erbbauberechtigten der er-
schlossenen, wirtschaftlich nutzbaren Grundstücke erwachsenden Vorteile erhebt
die Stadt Bergisch Gladbach Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung.

§ 2
Umfang und Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Beitragsfähig ist insbesondere der Aufwand für

1. den Erwerb einschließlich der Nebenkosten für die Herstellung, Erweite-
rung oder Verbesserung benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert
der hierfür von der Stadt aus ihrem Vermögen bereitgestellten Grundstücke;
maßgebend ist der Verkehrswert im Zeitpunkt des Beginns der Maßnahme,

2. die Freilegung von Flächen,

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung der Fahrbahn mit Unterbau und
Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen,

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung von

a) Gehwegen,
b) Beleuchtungseinrichtungen,
c) Entwässerungseinrichtungen,
d) Parkflächen, Standspuren und Busbuchten, soweit sie Bestandteile von

Straßen, Wegen und Plätzen sind,
e) Grünanlagen und Straßenbegleitgrün, soweit sie Bestandteile von Stra-

ßen, Wegen und Plätzen sind,
f) Mischflächen.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(3) Der Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr der Stadt
kann beschließen, dass der Aufwand für einen selbständig nutzbaren Abschnitt
einer Anlage gesondert ermittelt wird.

§ 3
Anteil der Stadt und der Beitragspflichten am Aufwand

(1) Die Stadt trägt den Anteil des Aufwandes, der auf die Inanspruchnahme der
Anlage durch die Allgemeinheit entfällt. Der übrige Teil des Aufwandes ist von
den Beitragspflichtigen zu tragen.

(2) Überschreiten Anlagen die nach Abs. 5 anrechenbaren Breiten, so trägt die
Stadt den durch die Überschreitung verursachten Mehraufwand allein. Dies
gilt nicht für die Beleuchtung und die Oberflächenentwässerung.

(3) Die Entwässerungseinrichtungen nach Abs. 5 dienen auch der Grundstücksent-
wässerung und sind als Kanalisation im Trennsystem angelegt. Sie sind mit 50
% der Kosten des Regenwasserkanals für ihre Herstellung beitragsfähig.

(4) Der oben genannte Abschnitt der Straße An der Wallburg einschließlich der
beiden unselbständigen Stichstraßen dient überwiegend der Erschließung der
angrenzenden Grundstücke oder der durch private Zuwegung mit ihnen ver-
bundenen Grundstücke. Es handelt sich somit bei der Anlage um eine Anlie-
gerstraße.

(5) Die anrechenbaren Breiten und der Anteil der Beitragspflichtigen werden wie
folgt festgesetzt:

in sonstigen
Baugebieten und
innerhalb im
Zusammenhang
bebauter Ortsteile

Anteil der
Beitragspflichtigen

m %

a) Fahrbahn 6,00 70

b) Parkflächen je 5,00 80

c) Gehweg je 2,50 80

d) Beleuchtung - 70

e) Oberflächenentwässerung - 70

f) Mischflächen 5,50 75

Bei den angegebenen Breiten handelt es sich um Durchschnittsbreiten. Mehrbrei-
ten im Bereich von Einmündungen, Straßenkreuzungen und Wendeflächen sind
beitragspflichtig. Wenn bei einer Straße ein oder beide Parkstreifen fehlen, erhöht
sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um die anrechenbare Breite des oder
der fehlenden Parkstreifen, höchstens jedoch um 5,00 m, falls und soweit auf der
Straße eine Parkmöglichkeit geboten wird.

(6) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenabschnit-
te, für die sich nach Abs. 5 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder un-
terschiedliche Anteile der Beitragspflichtigen ergeben, so sind die Straßenab-
schnitte gesondert abzurechnen.

§ 4
Beitragsmaßstab

(1) Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte Anteil der Beitragspflichtigen wird auf die
das Abrechnungsgebiet bildenden Grundstücke nach der Grundstücksfläche
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Nutzung nach Art und Maß
verteilt.

(2) Das Abrechnungsgebiet liegt im Geltungsbereich eines Bebauungsplans. Damit
gilt als Grundstücksfläche die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen Nut-
zung zugrunde zu legen ist.

(3) Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem
Nutzungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt:

1. Bei eingeschossiger Bebaubarkeit oder gewerblich nutzbaren Grundstü-
cken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, 1,0,

2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
4. bei vier- und fünfgeschossiger Bebaubarkeit 1,75,
5. bei sechs- und mehrgeschossiger Bebaubarkeit 2,0.

(4) Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse.

(5) Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und ge-
duldet, so ist diese zugrunde zu legen.

(6) Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen,
gelten als eingeschossig bebaubare Grundstücke.

§ 5
Grundstücksbegriff

Mehrere Grundstücke, die gemeinsam eine wirtschaftliche Einheit bilden, sind wie
ein Grundstück zu behandeln. Ein Grundstück, auf dem mehrere wirtschaftliche
Einheiten vorhanden sind, ist so zu behandeln, als stellte jede wirtschaftliche Ein-
heit ein selbständiges Grundstück dar. Im Übrigen gilt der Grundstücksbegriff im
Sinne des Grundbuchrechtes.

§ 6
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentümer des durch die Anlage erschlossenen Grundstückes ist. Mehrere Ei-
gentümer eines Grundstückes haften als Gesamtschuldner, bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihres Miteigentumsanteils beitragspflichtig.

(2) Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des
Eigentümers der Erbbauberechtigte.

§ 7
Kostenspaltung

Der Beitrag kann für

1. die Fahrbahn,
2. die Gehwege,
3. die Parkflächen,
4. die Beleuchtungsanlagen,
5. die Entwässerungsanlagen,
6. die Mischflächen

gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald die
Maßnahme, deren Aufwand durch Teilbeträge gedeckt werden soll, abgeschlossen
worden ist. Die Anwendung der Kostenspaltung wird im Einzelfall vom Ausschuss
für Umwelt, Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr der Stadt beschlossen.

§ 8
Vorausleistungen

Sobald mit der Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist, kann die
Stadt angemessene Vorausleistungen, höchstens jedoch bis zur Höhe des voraus-
sichtlichen Beitrages, erheben.

§ 9
Fälligkeit

Bei Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

§ 10
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

(2) Im gleichen Zeitpunkt tritt für den oben genannten Abschnitt der Straße An
der Wallburg die Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG vom
30.07.1988 i.d.F. der III. Nachtragssatzung vom 20.04.2003 außer Kraft.

Hinweis:

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NRW kann gemäß
§ 7 Abs. 6 GO NRW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer öffent-
lichen Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) die Bürgermeisterin/ der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung der Stadt Bergisch Gladbach über die Erhebung von Bei-
trägen nach § 8 KAG für straßenbauliche Maßnahmen am Abschnitt der Straße
An der Wallburg von der Einmündung der Burgstraße (Verlängerung des westli-
chen Gehwegs) bis zur Brücke über den Bachlauf An der Wallburg (zwischen den
Hausnummern An der Wallburg 22 und 22a) einschließlich der unselbständigen
Stichstraßen zu den Grundstücken An der Wallburg 9 – 15 und An der Wallburg
25 – 31b wird hiermit in vollem Wortlaut öffentlich bekannt gemacht.

Bergisch Gladbach, den 11.07.2018

Lutz Urbach
Bürgermeister

Der Bürgermeister

Bekanntmachung


